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Fröhlich zupackender Geist  

Der amerikanische Evangelikalismus  
"Warum wir ihn hassen und warum er funktioniert"  

Von Marcia Pally  

All jene unter uns, die keine evangelikalen Christen sind, macht deren Einfluss in den 
USA ganz schwindelig: 42 Prozent aller US-Amerikaner rechnen sich selbst zu den 
Evangelikalen, und 78 Prozent aller weißen Evangelikalen, die einmal wöchentlich 
oder öfter in die Kirche gehen, haben im vergangenen November für Bush gestimmt. 
Das Christian Broadcasting Network, gegründet von Fat Robertson, einem der spiri-
tuellen Erben des Billy Graham, strahlt seine Sendungen in 50 Sprachen und in 90 
Länder aus. Die religiöse Romanreihe "Left Behind" hat eine Auflage von 40 Millio-
nen erreicht, das Kinderbuchprogramm brachte es auf 10 Millionen. Die USA bringen 
es auf 500 christliche Colleges und evangelikale Abteilungen an Ivy-League-
Universitäten.  

Die rund eintausend "Megachurches" sind ebenso staunenswerte Versammlungsorte 
für Tausende von Mitgliedern mit integrierten Fernseh- und Radiosendern und einem 
Riesen-Shopping-Angebot an Sozialleistungen. Um die Jugendlichen kümmern sich 
Gruppen wie die "Teen Mania Ministries". Die Megakirchen gibt es im ganzen Land. 
Die "Christ Church" zum Beispiel im wohlhabend-mittelständischen Montclair, New 
Jersey, zählt 5.200 Mitglieder; die "Allen African Methodist Episcopal Church" in der 
streng demokratischen Stadt New York bringt es auf 10.000.  

Vielen Nicht-Evangelikalen machen diese Zahlen Angst. Warum? Darf man ihre Mas-
senwirksamkeit verabscheuen, ihren Pomp und ihren cleveren Einsatz der Popkultur, 
während man gleichzeitig die episkopale Eheberatung in Ehren hält oder das jüdi-
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sche Gemeindezentrum nebenan, das auch ein Fitnessstudio und ein Schwimmbad 
sein eigen nennt und das Leben von der Wiege bis zur Bahre mit Kursen begleitet? 
In New York ist die milliardenschwere Katholische Kirche der größte Grundbesitzer. 
In Deutschland müssen die Kirchen keine Spenden sammeln, weil der Staat sie als 
Steuern für sie eintreibt. Und die Progressiven schweigen dazu.  

Verabscheut man die Evangelikalen aus denselben Gründen wie einst die Juden - für 
ihr Neureichen-Geld, ihr Geschick im Umgang mit Medien und Politik? Vor lauter 
Ressentiment wird der Glaube der Evangelikalen meist nur hoch in trivialisierter Form 
dargestellt und am liebsten mit der Formel abgetan, Evangelikalismus sei Opium fürs 
Volk im Kapitalismus: In unseren Zeiten zyklischer Arbeitslosigkeit und Anomie böten 
die evangelikalen Kirchen Gemeinschaftsgefühl, Identität und Lebenshilfe.  

Erlösung ist Privatsache  

Aber das ist das Geschäft aller Kirchen. Nehmen wir den Evangelikalen einfach ihre 
Geschäftstüchtigkeit übel? Außerdem gibt es kein sozio-ökonomisches System ohne 
Druck. Als Opiat ist die Religion kein Sonderfall des Kapitalismus. Und wenn nicht 
die Evangelikalen den Menschen Erleichterung verschaffen, sondern die Hamas, 
protestieren die Progressiven nicht. Tocqueville hat Amerikas Kultur kleiner Vereini-
gungen in höchsten Tönen gepriesen, als private und oft religiöse kleine Laboratorien 
der Selbstbestimmung. Damals wie heute üben die US-Amerikaner sich auch als 
Mitglieder evangelikaler Kirchen in Graswurzeldemokratie. Ärgern sich die Linkslibe-
ralen, dass die andere Seite gewinnt?  

Die Kritik am Glauben der Evangelikalen ist uninformiert. Sie lässt die Nicht-
Evangelikalen über dessen Stärken im Dunkeln und mangelt an Präzision. Zum ei-
nen werden die substanziellen Auswirkungen von Engagement und Praxis ignoriert. 
Wer sich ernsthaft Zielen widmet, die über seinen privaten Lifestyle hinausgehen, 
fokussiert seine Energie und seine Aufmerksamkeit. Er lernt, wie wichtig es ist, seine 
Kräfte und sein Bewusstsein zu schärfen. Bewusstheit, dieser Dreh- und Angelpunkt 
moderner Therapie, ist nicht genug. Die Praxis zählt; sie verpflichtet uns bei religiö-
ser Ausrichtung typischerweise einer höheren Sache und gibt unserem Leben einen 
Sinn. Das ist ein Klischee, aber trotzdem: wir verlieren als Menschen ohne ein Gefühl 
von Pflicht und Ziel den Boden unter den Füßen und ergeben uns der Unzufrieden-
heit - denn nichts kann uns mehr befriedigen. Wer nur all die vormodernen Autoren 
nimmt, die über die Notwendigkeit von Lebenssinn und -zweck geschrieben haben, 
wird dies kaum länger für ein Phänomen des Kapitalismus halten.  

Man muss sich nicht religiös engagierren. Hingabe an eine Kunstform oder ein politi-
sches Projekt tut es auch. Fraglos haben sich Menschen Projekten hingegeben, die 
andere widerlich finden, etwa dem Faschismus oder dem "falschen" Glaubensbe-
kenntnis; an den Auswirkungen des Engagements auf den Einzelnen ändert das 
nichts.  

Ich habe mich in meinem Leben dem Modernen Tanz, dem jüdischen Glauben und 
dem Schreiben gewidmet. Als Tänzerin war es meine Pflicht, morgens um halb neun 
zum Training zu erscheinen, um meinen Bewegungen mit aller mir zur Verfügung 
stehenden Konzentration und Genauigkeit eine Eleganz zu verleihen, die sie von den 
Grenzen des Möglichen befreit. Selbst wenn niemand zusieht, bedeutet es mir viel, 
am Sabbat die Kerzen anzuzünden. Ich tue das nicht für die Gemeinde. Bin ich eitel 
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in meinen Glauben, meine Anwesenheit beim Ballett-Training oder in der Synagoge 
würde etwas ändern? Ja, aber philosophische und religiöse Fragen sind immer eitel, 
weil es uns mit ihnen um unseren eigenen Seelenfrieden geht, nicht um den Gottes.  

Der Theologe Karl Barth hat gefragt, ob es bei der Religion letztlich um Gott gehe 
oder um uns. Aber Gott konnte er nicht fragen. Also musste er mit uns diskutieren, 
ob wir glauben, bei der Religion gehe es um Gott oder uns. Schon wieder Eitelkeit.  

Aber natürlich sind es vor allem die spezifischen Doktrinen eines Glaubensbekennt-
nisses, die Gläubige anziehen, und hier sind die Evangelikalen der USA besonders 
verführerisch, zumindest für US-Bürger. Die Evangelikalen haben die optimistischs-
ten und individualistischsten Elemente des europäischen  Calvinismus genommen 
und mit dem noch optimistischeren "Wir-werden-das-Kind-schon-schaukeln"-Geist 
der USA in Einklang gebracht.  

Der Calvinismus neigt von vornherein zu der Empfehlung, man müsse sein Schicksal 
selbst in die Hand nehmen. "Anstatt den Lehren von Augustinus und Luther zu folgen 
und still auf eine vorherbestimmte Erlösung zu hoffen, versprach Calvin "ewige Si-
cherheit" in der Erlösung: Wer wahrhaftig glaube, dass Jesus unsere Sünden auf 
sich genommen habe, der sei bis in den Tod stark im Glauben und werde dadurch 
errettet. Die frühen Calvinisten fürchteten, diesen wahrhaftigen, starken Glauben 
nicht erlangen zu können, aber im optimistischen Amerika wurde die Last der Selbst-
prüfung rasch leichter.  

Den Amerikanern blieb der verführerische Teil dieses Glaubens: Jesus hebt dich, 
wenn du nur glaubst, und du bist erlöst. Der Arminianismus des amerikanischen Pre-
digers John Wesley brachte weitere Entlastung. Wesley lehrte, dass Gott allen Men-
schen das Seelenheil verspricht und nur jene verdammt, die sich auflehnen. So wird 
die Erlösung zur Privatsache.  

Dass der amerikanische Evangelikalismus mit seiner Betonung der freien Wahl (Je-
sus anzunehmen), der Taufe von Erwachsenen (die Feier dieser Wahl, egal wann im 
Leben sie getroffen wird) und der garantierten Erlösung den in der amerikanischen 
Erfahrung festgeschriebenen Individualismus spiegelt ebenso wie die optimistische 
Effektivität und Emersons Lehre vom Neuanfang, ist wenig überraschend. Ob der 
Calvinismus die amerikanische Kultur beeinflusst hat, oder die amerikanische Erfah-
rung sich den Calvinismus für seinen fröhlich-zu-packenden, individualistischen Geist 
gekapert hat, lässt sich im nachhinein nur noch schwer sagen.  

Genieß fromm deinen Reichtum  

Auch drei andere Aspekte des Evangelikalismus sind optimistisch geprägt. Die Lehre 
von der Apokalypse besagt, dass die Umarmung Gottes nah ist - es gibt kein langes 
Erdulden der gewalttätigen irdischen Gottesferne. Der evangelikale Fundamentalis-
mus besagt, dass die Bibel in deiner persönlichen Auslegung ganz wörtlich Gottes 
Willen ausdrückt.  

Das schafft Optimismus und Zuversicht, denn alle Zweifel, man könnte sich in seiner 
Interpretation irren, werden ausgeräumt. Die Lehre von den Segnungen erlaubt den 
reichen Frommen den Genuss ihrer Reichtümer. Denn es heißt - nach Joyce Meyer, 
einem der 25 einflussreichsten Evangelikalen der USA -, dass "Gott will, dass seine 
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Kinder gesegnet sind. Er hat uns sogar versprochen, er werde die Himmel öffnen 
und so viele Reichtümer über uns ausschütten, dass wir sie nicht mehr zu halten 
vermögen ... Manche Menschen glauben, sie könnten Gott nur in Armut dienen ... 
Doch wer zu Gottes Werk beiträgt, dem wird Gott geben."  

Aus dem Glauben an eine garantierte Erlösung, an Gottes individuelle Zuwendung, 
an eine zweite Chance und ein durch den Glauben gesteigertes Selbstbewusstsein 
lässt sich kaum eine legitime Kritik an den Evangelikalen begründen - genauso wenig 
wie aus ihrem Erfolg im Spendensammeln und in der politischen Lobbyarbeit, auf die 
sie in der Demokratie einen Anspruch haben. Legitime Kritik kann nur auf einem viel 
kleineren Gebiet formuliert werden.  

Die Kritik muss sich auf gewisse Aspekte der Teilhabe am politischen Leben be-
schränken, die tief greifende Konsequenzen für die Demokratie und den Skeptizis-
mus haben, auf dem diese beruht. In der Demokratie gehen wir davon aus, dass 
niemand den absolut besten Weg für die Organisation der Gesellschaft kennt. Des-
halb nähern wir uns dem unerreichbaren Ideal in Debatten und durch Kompromisse 
an, in denen wir die verschiedenen gesellschaftlichen Interessen angemessen zu 
berücksichtigen versuchen. In dem Ausmaß, in dem die Evangelikalen annehmen, 
die Bibel gebe klare politische Richtlinien vor, ist ihr Politikverständnis radikal anders.  

Die demokratischen Überprüfungsmechanismen - Gewaltenteilung, gegenseitige 
Kontrolle, Proporz in der Repräsentation, Unabhängigkeit der Justiz und der Presse - 
lassen sich bei einem solchen Weltbild abtun, denn wer den rechten Weg kennt, darf 
sich nicht auf Falschheiten einlassen. Die Spannung zwischen Evangelikalismus und 
Demokratie erwächst nicht aus den inhaltlichen Positionen der Evangelikalen. Viele 
davon, wie die Opposition gegen Stammzellenforschung und Euthanasie, werden 
auch im säkularisierten Deutschland geteilt. Die Spannung erwächst vielmehr aus 
dem Ziel' der Evangelikalen, im politischen System auf Dauer eine Institution der Re-
gelsetzung zu verankern, die außerhalb des demokratischen Prozesses steht. Das 
ist ein Angriff auf die Wandelbarkeit von Ideen und die Notwendigkeit regelmäßigen 
Machtwechsels.  

Die "dominionists" unter den Evangelikalen, die gerne die US-Regierung übernäh-
men, stellen einen extremen Flügel dar (die Evangelikalen ziehen die weniger alar-
mierende Bezeichnung "reconstructionists" vor). In seinem Buch "The Changing of 
the Guard. Biblical Principles for Political Action" schreibt George Grant: "Wir wollen 
herrschen. Nicht nur eine Stimme. Wir wollen herrschen. Nicht nur Einfluss. Wir wol-
len herrschen. Nicht nur gehört werden. Wir wollen herrschen. Die Welt beherr-
schen." Die "National Reform Association" stellt schlicht fest: "Der zivile Herrscher 
muss ein Diener Gottes sein... Daher müssen die Zivilregierung unseres Landes, ihre 
Gesetze, Institutionen und Vorhaben mit den Prinzipien der biblischen Gesetze in 
Übereinstimmung gebracht werden." 

Solche Ideen werden kaum die 215 Jahre alten Strukturen der US-Regierung zu Fall 
bringen, auf die die meisten US-Bürger eisern stolz sind. Außerdem folgen viele 
Evangelikaie der "light"-Version solcher Erklärungen und glauben lediglich, die Re-
gierung solle auf der Basis christlicher Werte handeln.  

Trotzdem ist beunruhigend, dass auch diese "light"-Version auf der Annahme einer 
von oben herab verliehenen Wahrheit basiert und wenig Wert auf die politischen Me-
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chanismen von Argumentation und Kompromissfindung legt. Und nicht nur die "light"-
Version, auch die Vollversion wird inzwischen von Predigern aus dem religiösen 
Mainstream vertreten, die einen beträchtlichen Teil der Basis der Republikanischen 
Partei bilden - der Regierungspartei.  

Es war Pat Robertson, der Gründer der "Christian Coalition", der größten evangelika-
len Dachorganisation der Vereinigten Staaten, der im Jahr 1986 erklärte: "Gottes Wil-
le für sein Volk ist, Ladies und Gentlemen, dass unsere Organisation die Herrschaft 
übernimmt ... als Richter der Lebenden ... Es wird eine Reformation geben... Wir wer-
den die Herrschaft der erpresserischen Utopisten im Supreme Court und in Washing-
ton nicht länger hinnehmen." Im Jahr 1992 offenbarte er der Denver Post sein Ziel: 
Er wolle "auf der operativen Ebene die Kontrolle über die Republikanische Partei 
übernehmen." 

Gott trainiert mich  

Heute fungieren Evangelikale als Parlamentssprecher, Mehrheitsführer und Frakti-
onsvorsitzende. Tom DeLay, der bis zu der im Sommer gegen ihn erhobenen Ankla-
ge wegen Korruptionsverdachts wohl einflussreichste Mann im Repräsentantenhaus, 
glaubt, "Er", also Gott, "benutzt mich, ohne Pause, überall, in all meinen Worten und 
Taten einzustehen für das Weltbild der Bibel. Er trainiert mich."  

41 von 51 republikanischen Senatoren wurden im Jahr 2004 von der "Christian Coali-
tion" hundert Punkte verliehen. Das heißt, dass sich deren Abstimmungsverhalten 
hundertprozentig mit den Positionen dieser Organisation deckte. (38 von 48 Demo-
kraten und ein Unabhängiger brachten es auf null Punkte.) Die Republikaner, und mit 
ihnen die Evangelikalen, verfügen über Mehrheiten in beiden Häusern des Kongres-
ses, und an zehn von 13 Bundesgerichten sind die republikanischen Richter schon in 
der Mehrheit - ebenso wie am Supreme Court. Und der Präsident? Als Bush im Jahr 
2001 erklärte, die Welt sei nun mit den USA oder gegen sie, war das ein Echo auf 
Matthäus 12,30: "Wer nicht mit mir ist, der ist gegen mich."  

Wächst heute mitten in der Republikanischen Partei ein Block, der nicht länger an 
Repräsentation, Debatte und Kompromisse glaubt? Der Kongress hatte vor einer 
Weile eine ausgesprochen weitgehende Manipulation der Grenzen von Wahlbezirken 
zugunsten der Republikaner initiiert. Im Kampf um Richternominierungen haben die 
Republikaner immer wieder damit gedroht, die Verfahrensregeln des Senats so zu 
verändern, dass der Protest der Minderheitsfraktion (das "Filibustern") unmöglich 
wird. Vor allem solche Änderungen würden die Macht des Präsidenten weiter stärken 
- er hätte bei seinen Nominierungen noch weniger Rücksicht auf die Opposition 
nehmen müssen. Auch die Mehrheitspartei würde gestärkt werden, aber nicht unbe-
dingt die Mehrheit der Bevölkerung. (Aufgrund der Besonderheiten des amerikani-
schen Wahlrechts repräsentieren die 55 Senatoren der republikanischen Mehrheits-
fraktion nur eine Minderheit der Bevölkerung.)  

Wie sich ein Machtzuwachs des Präsidenten auswirkt, lässt sich nach den Erfahrun-
gen mit Bush unschwer ausmalen, zumal wenn dieser Zuwachs mit Berufung auf die 
allerhöchste Instanz gerechtfertigt wird: Der Verfassungsrichter Antonin Scalia 
schrieb im Jahr 2002, die Regierung beziehe "ihre moralische Autorität von Gott. Die 
Regierung ist 'Gottes Gesandter', sie hat die Macht zur 'Rache' und darf auch 'das 
Schwert des Zorns' führen."  
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Im Februar 2004 gewann dieses Sentiment an Gewicht: In beiden Häusern des Kon-
gresses wurde der "Constitution Restoration Act" eingebracht, das "Gesetz zur Wie-
derherstellung der Verfassung". Es sollte dem Supreme Court verbieten, einen Fall 
anzunehmen, der sich gegen einen Beamten oder eine Regierungsinstitution richtet, 
der oder die sich in ihren Handlungen "auf Gott als hoheitliche Quelle des Rechts, 
der Freiheit oder der Regierung" beruft.  

Dieses Gesetz hätte es den Gerichten in den unteren Instanzen erlaubt, ihre Urteile 
und Strafen mit der Bibel zu begründen, ohne dass dagegen Einspruch möglich ge-
wesen wäre. Viele Gesetze werden im Kongress aus taktischen Gründen einge-
bracht, ohne Aussicht darauf, verabschiedet zu werden. Aber dennoch lässt dieser 
Entwurf ahnen, welche Art von Gesetzgebung im Kongress inzwischen im Rahmen 
des Denkbaren scheint. 

Die evangelikalen Gemeinden verwenden nur einen Bruchteil ihrer sozialen und reli-
giösen Aktivitäten auf die politische Arbeit. Aber genau dort provozieren sie Kritik. 
Genau dort müssen sich Demokraten beider US-Parteien von ihnen abgrenzen, weil 
ihre Behauptung, a priori im Besitz der Wahrheit zu sein, den demokratischen Prinzi-
pien der freien Meinungsbildung an der Wurzel widerspricht. 

Sollten die Amerikaner eine Regierung wählen, die behauptet, im Besitz absoluten, 
göttlichen Wissens zu sein, würde diese Wahl, so demokratisch sie auch sein mag, 
das Ende der Demokratie bedeuten - es sei denn, die Evangelikalen würden Opposi-
tionsparteien zulassen, die die Wiedererrichtung der Demokratie betrieben. Das aber 
wäre nach ihren Kriterien ein Spiel mit der Falschheit des Teufels. In den USA gibt es 
auch unter den Evangelikalen keine Mehrheit für die Einführung einer religiös moti-
vierten Diktatur. Trotzdem scheinen viele, die sich eine nach christlichen Maximen 
handelnde Regierung wünschen, sich nicht darüber bewusst zu sein, dass sie sich 
damit in Widerspruch zur Demokratie begeben. Die Vereinigten Staaten könnten zu 
einem Land werden, das ihren Wünschen und Hoffnungen nicht mehr entspricht.  

Süddeutsche Zeitung vom 21.10.2005, Deutsch von Robin Detje  

 

In God we trust  

Nicht nur auf Münzen und Dollar-Scheinen bekunden die Amerikaner 
der Welt, dass sie auf Gott vertrauen. Auch ihr Wahlverhalten ist nur 
zu verstehen, wenn man sich vor Augen führt, dass Religiosität in 
keinem Land der westlichen Welt stärker, tiefer und weiter verbrei-
tet ist als in den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Von Marcia Pally  

Religiosität ist in Amerika stärker, tiefer und im Volk weiter verbreitet als in allen an-
deren industrialisierten Ländern der Welt. Zwar schickt Südkorea heute Missionare in 
die Vereinigten Staaten, vielleicht weil man dort der Ansicht ist, die Amerikaner wä-
ren nicht mehr fromm genug. Aber glaubt man den Amerikanern selbst, dann braucht 
man sich auch in Südkorea keine Sorgen zu machen: 95 Prozent der Amerikaner 
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sagen, sie glaubten an den Allmächtigen, vier von zehn geben an, wenigstens einmal 
in der Woche die Kirche zu besuchen. Und wenn selbst ein Fünftel der Atheisten er-
klärt, an Gott zu glauben, dann ist es kein Wunder, wenn fast achtzig Prozent der 
Amerikaner der Überzeugung sind, dass auch heute noch Wunder geschehen.  

Der Glaube wird in den Vereinigten Staaten seit jeher als etwas Positives empfun-
den. Er verbindet die Amerikaner von heute mit den Gründervätern und ist somit ein 
identitätsstiftendes Element. Die Kirchen in der Neuen Welt sind aber ganz anders 
strukturiert als die im alten Europa. Seit der ersten großen Erweckungsbewegung in 
der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts, dem "First Great Awakening", sind sie das 
Gegenteil von hierarchischen Anstalten, deren Führungen mit den politischen Eliten 
zusammenarbeiten.  

Die amerikanischen Kirchen sind Organisationen, die von unten nach oben aufge-
baut sind, die sich der Probleme des Volkes annehmen und von einfachen Männern 
und Frauen geleitet werden. Die in der amerikanischen Verfassung niedergelegte 
Trennung von Kirche und Staat bewahrte die Kirchen durch die erzwungene Distanz 
vor der Gefahr, korrumpiert zu werden. So konnten sie sich ihren Ruf als volksnahe 
Einrichtungen erhalten.  

Im 19. Jahrhundert setzten sich die Kirchen für die kostenlose Schulbildung ein; sie 
unterstützten Landbesitzer gegen Großgrundbesitzer und Farmer gegen Banker; sie 
propagierten Abstinenz (damals ein Ziel der Frauenbewegung) und im Norden die 
Abschaffung der Sklaverei. Vor dem Bürgerkrieg (1861 bis 1865) war die Post das 
größte Staatsunternehmen in Amerika, doch die evangelikalen Kirchen hatten schon 
mehr Bedienstete als die Post; sie betrieben doppelt so viele Einrichtungen und 
nahmen dreimal so viel Geld ein.  

Nach dem Bürgerkrieg kümmerten sich katholische Wohlfahrtseinrichtungen und pro-
testantische Social-Gospel-Bewegungen intensiv um die Armen. Sie gehörten zu den 
Ersten, die in Amerika Kritik am Laissez-faire-Kapitalismus übten. Im 20. Jahrhundert 
betrieben die Kirchen so viele soziale Hilfseinrichtungen, dass der Staat, trotz des 
Verfassungsgebots, seit langem auch kirchliche Einrichtungen finanziell unterstützt. 
Die öffentlichen Mittel dürfen allerdings nicht für religiöse Aktivitäten ausgegeben 
werden.  

Angesichts einer so umfangreichen wirtschaftlichen und sozialen Betätigung der Kir-
chen kann es kaum überraschen, dass die Religion in der Politik eine bedeutende 
Rolle spielt. Doch wie? Die wechselseitigen Beziehungen lassen sich am ehesten 
verstehen, wenn man sich zunächst die vorherrschenden Motive der Amerikaner für 
eine politische Betätigung und für ihr Wahlverhalten vor Augen führt und dann die 
jeweiligen religiösen Anschauungen betrachtet, die diese Motive überlagern können.  

Keine Einstellung ist in der amerikanischen Politik so ausgeprägt wie das Verhältnis 
zum Staat. Durchgängig gilt die Losung: Je weniger desto besser. Ist das Land nicht 
aus einer Revolution gegen den "starken Staat" in England hervorgegangen? Haben 
sich die Einwanderer und Siedler nicht mangels staatlicher Institutionen auf sich 
selbst verlassen müssen, wenn sie überleben wollten? Das politische Klima in Ame-
rika ist bestimmt von Misstrauen gegen den Staat und dem Vertrauen auf die Fähig-
keiten des Einzelnen und der freien Zusammenschlüsse in der Zivilgesellschaft, dem 
Vertrauen auf "uns, das Volk".  
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Dass die meisten Amerikaner sehr wohl auf staatliche Einrichtungen wie das öffentli-
che Bildungswesen und die sozialen Sicherungssysteme angewiesen sind, spricht 
nicht gegen diese Überzeugung. Die Mentalität "Privat geht vor Staat" gilt über alle 
sozialen und ökonomischen Grenzen hinweg. Selbst im Frühjahr 2009, auf dem Hö-
hepunkt der jüngsten, von den Banken heraufbeschworenen Wirtschaftskrise, war 
mehr als die Hälfte der Amerikaner der Ansicht, ein starker Staat, "big government", 
sei ein größeres Problem als "big business".  

Die Republikanische Partei steht seit mehr als hundert Jahren für das Modell eines 
"schwachen Staates", der möglichst wenig reguliert und den Bürgern so wenige 
Steuerlasten wie möglich auferlegt. Die Demokraten versprachen den Armen und 
den Einwanderern bis zur Weltwirtschaftskrise von 1929 zwar mehr, vertraten im 
Kern aber eine ähnliche Politik wie die Republikaner, so stark ist der Gedanke eines 
"schwachen Staates" im Denken der Amerikaner verwurzelt. Tatsächlich war es der 
Republikaner Theodore Roosevelt, der zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Kartelle 
einschränkte und den Arbeitsmarkt reformierte, um das Funktionieren des Markts zu 
verbessern. Dennoch war dies ein großer Schritt in Richtung eines "stärkeren Staa-
tes". In der Weltwirtschaftskrise setzte sein Neffe Franklin, ein Demokrat, mit massi-
ven staatlichen Konjunkturprogrammen diesen Weg fort.  

Franklin D. Roosevelt vertrat die Minderheit in Amerika: Auch für sie stehen der Ein-
zelne und seine Möglichkeiten im Vordergrund; allerdings mit dem Unterschied, dass 
der Staat nicht als Hindernis gesehen wird, sondern als Instrument zur Durchsetzung 
einer Politik, die dem Einzelnen nicht nur eine formale, sondern eine realisierbare 
Chance bietet. Obwohl Roosevelt die Wirtschaft in der Rezession mit einer staatli-
chen Ausgabenpolitik kräftig ankurbelte, gewannen die alten Überzeugungen aber 
bald wieder die Oberhand.  

Gerade die Generation, die in der Weltwirtschaftskrise, während des Zweiten Welt-
kriegs und in der Nachkriegszeit am meisten vom "New Deal" Roosevelts profitiert 
hatte, wählte von 1968 bis 1992 mit Ausnahme Jimmy Carters, der nur eine Amtszeit 
regierte, die Republikaner. Der demokratische Präsidentschaftskandidat Bill Clinton 
siegte 1992 nur, weil, er ein wirtschaftspolitisches Programm vertreten hatte, das 
nach Rooseveltschen Maßstäben gemäßigt republikanisch war. Heute denken die 
Demokraten mit Ausnahme ihres kleinen linken Flügels ebenso. Wie groß die Vorbe-
halte gegen staatliche Interventionen sind, zeigt die Tea-Party-Bewegung. Binnen 
weniger Monate konnten die populistischen Kreuzzügler für einen "schwachen Staat" 
zwölf Prozent der Bevölkerung für sich gewinnen. In deren Augen haben die Präsi-
denten Bush und Obama mit ihren Rettungsprogrammen für die Banken viel Geld 
verschenkt, während gleichzeitig viele Amerikaner ihr Haus und ihren Arbeitsplatz 
verloren. Da kann es doch nur eine Lösung geben: Fegt diese Kerle aus ihren Äm-
tern! Je schwächer der Staat, desto besser.  

Auch die Mitglieder religiöser Gruppen in Amerika folgen bei der Wahlentscheidung 
den Überzeugungen von einem starken oder einem schwachen Staat. Ökonomische 
Interessen werden dabei oft außer Acht gelassen. Denn viele, die eigentlich von 
staatlichen Maßnahmen profitieren könnten, glauben dennoch an einen schwachen 
Staat; Wenn Amerikaner sich bei Wahlen jedoch abweichend von ihren Ansichten 
über einen starken oder schwachen Staat entscheiden, dann tun sie das meistens 
aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit.  
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Weiße Protestanten aller sozialen Schichten wählen mehrheitlich republikanisch. 
Denn ihr stark individualistisch geprägter Glaube ist seit den Anfängen der amerika-
nischen Nation eine der Hauptquellen für die Hervorhebung der Eigenverantwortung 
und die Vorliebe für einen schwachen Staat. Noch weiter verbreitet ist diese Einstel-
lung in den evangelikalen Bewegungen, die von der Unabhängigkeit bis zum Ersten 
Weltkrieg innerhalb des Protestantismus dominierten. Sie waren zumeist aus verfolg-
ten Gruppen in Europa hervorgegangen und kultivierter! daher noch entschiedener 
einen individuellen, spirituellen und obrigkeitsfeindlichen Glauben. Als Opfer europäi-
scher Staaten und Staatskirchen betrachteten sie den Staat mit besonderem Arg-
wohn.  

Der Arminianismus - die theologische Basis der Methodisten, der populärsten Glau-
bensgemeinschaft in Amerika während des gesamten 19. Jahrhunderts - fügte die 
Idee der Vervollkommnungsfähigkeit des Menschen hinzu: Wir können nicht nur Ver-
gebung unserer Sünden erlangen, sondern uns gänzlich davon befreien. Diese opti-
mistische Lehre, wonach individuelle Anstrengungen zu einer stetigen Verbesserung 
führen können, geht unzweifelhaft mit der positiven Einstellung der Amerikaner zum 
Unternehmertum einher.  

Wenn Protestanten, Evangelikale und auch Mormonen für die Republikaner stimmen 
und damit den "schwachen Staat" wählen, dann stimmen sie letztlich für ihre eigenen 
Grundüberzeugungen und Werte. Und wenn sie sich der Tea-Party-Bewegung an-
schließen, dann tun sie das erst recht. Bei den vergangenen drei Präsidentenwahlen 
entschieden sich die weißen Protestanten in ihrer Mehrheit für den republikanischen 
Kandidaten, ganz wie es dem historischen Muster entspricht. Für die bevorstehende 
Kongresswahl wird erwartet, dass mehr als die Hälfte der Protestanten und zwei Drit-
tel der weißen Evangelikalen republikanisch wählen werden, darunter jenes Drittel 
der evangelikalen religiösen Rechten, die der Tea-Party-Bewegung zugerechnet 
wird.  

Warum aber steht eine Minderheit der Protestanten den Demokraten nahe? Die Ant-
wort ist in den Folgen einer individualistischen Obrigkeitsfeindlichkeit zu suchen. Bis 
ins 20. Jahrhundert hinein war die Ablehnung der Obrigkeit eine progressive Kraft, 
die sich gegen etablierte politische und religiöse Eliten wandte und für die einfachen 
Leute Chancengleichheit schaffen wollte. Für diesen Liberalismus votieren die repub-
likanischen Protestanten. Doch im zurückliegenden Jahrhundert brachte der freie, 
unregulierte Markt auch große Not über die Arbeiter - was dem von Jesus geforder-
ten Dienst an den Armen widerspricht.  

Dieser religiöse Auftrag führte etwa ein gutes Drittel der Protestanten in das Lager 
der Demokraten; und zwar sowohl solche mit niedrigem Einkommen, die auf staatli-
che Unterstützung angewiesen sind, als auch solche mit hohem Einkommen, die der 
Ansicht sind, der Staat müsse den einfachen Leuten helfen, Boden unter die Füße zu 
bekommen - auch das ein Beispiel für religiöse Überformung.  

Der christliche Auftrag, den Bedürftigen zu helfen, zeitigte jedoch nicht nur bei Mit-
gliedern der protestantischen Hauptkirchen Wirkung, sondern auch bei Evangelika-
len, dem unerschütterlichsten republikanischen Block. Der evangelikale Theologe 
Scot McKnight sprach daraufhin von der "größten Veränderung innerhalb der evan-
gelikalen Bewegung am Ende des 20. Jahrhunderts" und von einem "christlich-
sozialen Gewissen ganz neuer Art".  
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Millionen Evangelikaler haben sich mittlerweile von der religiösen Rechten losgesagt 
und treten nun für eine gegen Militarismus und Konsumdenken gerichtete Politik ein, 
in deren Mittelpunkt die Bekämpfung der Armut, der Umweltschutz und eine Reform 
der Einwanderungsgesetze stehen. Während sich noch immer mehr als die Hälfte 
der Mitglieder der protestantischen Hauptkirchen für einen schwachen Staat aus-
spricht, sind es bei den Evangelikalen nur noch 48 Prozent - ein bemerkenswerter 
Rückgang angesichts der Inbrunst, mit der sich ihr Individualismus früher gegen den 
Staat richtete.  

Die meisten "neuen Evangelikalen", wie man sie nennt, sind zwar wie die "alten" ge-
gen die Abtreibung. Doch viele setzen zur Verringerung der Abtreibungszahlen auf 
finanzielle, medizinische und menschliche Hilfe für Schwangere - und nach der Ge-
burt für Mutter und Kind. Unter den jüngeren weißen Evangelikalen billigen 58 Pro-
zent gewisse Formen gleichgeschlechtlicher Partnerschaften, und selbst von den 
älteren weißen Evangelikalen sind 37 Prozent für eingetragene Partnerschaften. 
Wegen der Abtreibungsfrage wollen viele "neue Evangelikale" die Demokraten nicht 
wählen. Doch wenn diese "neuen Evangelikalen" Republikaner bleiben, wird die Re-
publikanische Partei durch deren Engagement für Umweltschutz, Armutsbekämpfung 
und eine Reform der Einwanderungsgesetze unter Druck geraten. Das könnte 
durchaus der größere Erfolg sein.  

Christliche Glaubensüberzeugungen verändern das vorherrschende politische Mus-
ter bei den Protestanten also auf zweierlei Weise: Der Auftrag, den Bedürftigen zu 
helfen, lässt bei einer beträchtlichen Minderheit die Distanz zum schwachen Staat 
der Republikaner wachsen. Doch der Widerstand gegen Abtreibung und Homoehe 
treibt selbst Protestanten mit Sinn für einen "stärkeren Staat" zurück zu den Republi-
kanern. Deshalb besteht keine einfache Korrelation zwischen Anhängern der Tea-
Party-Bewegung und Protestanten mit Ausnahme der Religiösen Rechten. Zwar sind 
die meisten Mitglieder der Tea-Party-Bewegung Protestanten, aber die meisten Pro-
testanten gehören nicht zur Tea-Party-Bewegung. Dasselbe gilt für die Evangelika-
len.  

Bei den amerikanischen Katholiken nahm das Verhältnis zwischen Politik und Religi-
on eine ganz andere, nahezu entgegengesetzte Entwicklung. Die meisten begannen 
als Demokraten, während sie heute ein breiteres politisches Spektrum abdecken. 
Zwar bevorzugen die nicht aus Lateinamerika stammenden Katholiken zur Hälfte 
noch immer einen starken und nur zu 37 Prozent einen schwachen Staat. Doch als 
Einwanderergruppe, die noch bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts unter Vorurteilen 
und Diskriminierung zu leiden hatte, gaben die Katholiken lange Zeit viel eindeutiger 
einem stärkeren Staat den Vorzug, weil sie einen Staat benötigten, der ihnen Hilfe 
anbot und Verständnis für die Belange der Einwanderer zeigte. Außerdem haben 
Katholiken gemeinhin ein positiveres Verhältnis zu Institutionen.  

Der katholische Korporatismus hat seine Grundlage im Glauben an den Leib Christi 
und überträgt sich von dort auf die Kirche als Körperschaft, die dem Christentum in 
der Welt Zuflucht bietet und es verwirklicht. Zwar ist auch nach der katholischen Leh-
re der Gläubige verantwortlich für sein Tun, doch das Gewicht liegt eher auf der An-
hänglichkeit an die Institution als auf zupackend-unternehmerischem Handeln. In 
gewissem Sinne ist die Kirche für die Gläubigen ein Gerüst, an dem sie sich aufrich-
ten können. Während der protestantische Individualismus in eine synergetische 
Wechselwirkung mit dem "frontier"-Denken trat und eine zupackend-individualistische 

 10



Einstellung förderte, beeinflusste der katholische Korporatismus die Einwanderer in 
den Städten. Dort schränkten Vorurteile in gleichem Maß die Nutzung der Chancen 
ein, wie die Einstellung vorherrschte, dass man dem Staat nicht mit Misstrauen be-
gegnen muss, sondern Hoffnungen in ihn setzen kann.  

Als die Demokraten im 19. Jahrhundert die katholischen Wähler zu umwerben be-
gannen, gewannen sie eine Gruppe für sich, die ihnen bereits zuneigte. Seit die 
Feindseligkeit gegen die Katholiken geschwunden ist und die Katholiken verstärkt in 
den höheren sozialen Schichten zu finden sind, machen sie wie einst die Protestan-
ten die Erfahrung, dass sich ihnen zahlreiche Chancen bieten. Und wie die Protes-
tanten haben sie zwei Gründe, sich den Republikanern zuzuwenden: niedrigere 
Steuern und weniger staatliche Regulierung. Außerdem wendet das republikanische 
Parteiprogramm sich gegen die Abtreibung. Bei den drei zurückliegenden Präsiden-
tenwahlen stimmte folglich eine Mehrheit der nicht aus Lateinamerika stammenden 
Katholiken für die republikanischen Kandidaten. Ein ähnliches Wahlverhalten und 
damit eine beträchtliche Veränderung gegenüber der Tradition ist auch in der kom-
menden Woche zu erwarten.  

Die aus Lateinamerika stammenden Katholiken zeigen heute ähnliche politische Ein-
stellungen, wie sie lange von den nicht aus Lateinamerika stammenden Katholiken 
vertreten wurden. Aufgrund ihrer ökonomischen Interessen, ihrer korporatistischen 
Einstellung und der Sorge um die Einwanderer aus Lateinamerika stimmen sie trotz 
ihrer Ablehnung der Abtreibung und der Homoehe für die an einem stärkeren Staat 
ausgerichtete Politik der Demokraten. Während etwa die Hälfte der nicht aus Latein-
amerika stammenden Katholiken 2008 für die Republikaner stimmte, wählten mehr 
als drei Viertel der Latinos Obama. 

Bei den Latinos hat die religiöse Überformung noch nicht zu einer Abkehr von den 
ökonomischen Interessen, der Ausrichtung auf Einwanderungsprobleme und den 
korporatistischen Motiven geführt, die eine Wahlentscheidung für die Demokraten 
begründen. Republikanische Strategen hoffen allerdings auf diesen Effekt, sobald 
sich die Einkommenslage der Latinos verbessert.  

Die Kinder lateinamerikanischer Einwanderer schließen heute die Lücke zwischen 
der Armutsgrenze und den mittleren amerikanischen Einkommen im selben Maße 
wie eingesessene Einheimische nichtlateinamerikanischer Herkunft. Falls die Latinos 
dem Vorbild der nicht aus Lateinamerika stammenden Katholiken folgen, dürften sie 
sich sowohl aus ökonomischen Interessen als auch aufgrund ihrer konservativen 
Ausrichtung an "Familienwerten" verstärkt den Republikanern zuwenden.  

Dieser Prozess hat wohl schon begonnen. Heute gehören 15 Prozent der Latinos 
evangelikalen Kirchen an, und mehr als die Hälfte der aus Lateinamerika stammen-
den Katholiken sind Anhänger von Bewegungen, die Elemente charismatischer Er-
neuerung in ihre religiöse Praxis integrieren. Unter den evangelikalen Latinos, die 
meist schon in den Vereinigten Staaten geboren sind, finden sich doppelt so viele 
Anhänger der Republikaner wie bei den katholischen Latinos. Sie teilen nicht nur die 
Ansichten der Republikaner zur Abtreibung und zur Homoehe, sondern auch zur 
staatlichen Armenhilfe.  

Die afroamerikanische Wählerschaft, die nahezu vollständig im Protestantismus ver-
wurzelt ist, zeigt viele Ähnlichkeiten mit den Latinos. Aufgrund ihrer zumeist prekären 
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wirtschaftlichen Lage bilden sie den homogensten demokratischen Block. Dass sie 
2008 zu 98 Prozent für Obama stimmten, entspricht ihrer grundsätzlichen Unterstüt-
zung der Demokraten - und das, obwohl viele von ihnen Abtreibung und Homoehe 
ablehnen. Bei sozialem Aufstieg ist eine geringfügige Hinwendung zu den Republi-
kanern zu verzeichnen, doch dieser Trend ist bislang weder Statistisch noch politisch 
bedeutsam.  

Hindus, Buddhisten, Muslime, nicht kirchlich gebundene Gläubige und Ungläubige, 
die insgesamt nur einen geringen Teil der amerikanischen Wahlberechtigten ausma-
chen, neigen eher zu den Demokraten und einem "stärkeren Staat". Das gilt auch für 
die amerikanischen Muslime, die nach Meinung vieler Europäer den oberen Ein-
kommensschichten angehören, aber in Wirklichkeit zu mehr als der Hälfte weniger 
als das Durchschnittseinkommen verdienen.  

Bei all diesen Gruppen ist die religiöse Überformung politischer Ansichten zugunsten 
der Republikaner kaum ausgeprägt. Obwohl den muslimischen Amerikanern Homo-
sexualität mehrheitlich Unbehagen bereitet, sind sie etwa zu gleichen Teilen für und 
gegen die Abtreibung. Hindus, Buddhisten, Anhänger sonstiger Glaubensrichtungen, 
nicht kirchlich gebundene Gläubige und Ungläubige sind in diesen Fragen progressi-
ver. Sozialer Aufstieg könnte auch hier eine Hinwendung zu den Republikanern be-
wirken, doch dafür gibt es noch keine Anzeichen.  

Die jüdische Bevölkerung Amerikas, die mit 1,7 Prozent nur einen kleinen Anteil an 
der Gesamtbevölkerung stellt, gehört nach den Afroamerikanern zu den treuesten 
Anhängern der Demokratischen Partei und stimmte jeweils zu mehr als drei Vierteln 
für Clinton, Gore und Obama.  

Gerüchte, dass Obama ein Muslim und daher gegen Israel eingestellt sei, konnten 
an der Parteibindung der jüdischen Amerikaner ebenso wenig etwas zu ändern wie 
Obamas Eintreten für eine Zweistaatenlösung des Konflikts zwischen Israel und den 
Palästinensern, die den Interessen beider Seiten Rechnung trägt. Auch die Tatsa-
che, dass die amerikanischen Juden mehrheitlich der Mittelschicht angehören und 
über einen Hochschulabschluss verfügen, ändert wenig an ihrer Einstellung, obwohl 
die soziale Stellung eigentlich eine Neigung zu den Republikanern erwarten ließe.  

Hier sind zwei religiöse Überformungen im Spiel: Eine zahlenmäßig weniger bedeut-
same in der kleinen Gruppe ultraorthodoxer Juden, die wegen ihrer konservativ-
religiösen Einstellung zu Abtreibung und Homosexualität und der israelfreundlichen 
Haltung der Republikaner kaum den Demokraten zuneigen dürften. Bei Wahlen ent-
scheiden sich die meisten dennoch für die Demokraten. Weitaus bedeutsamer ist 
eine religiöse Überformung, die amerikanische Juden auf Distanz zu ihren eigenen 
wirtschaftlichen Interessen gehen lässt. Sie hat ihren Ursprung im biblischen Gebot, 
den Armen zu helfen, und in einer jahrtausendealten Tradition der mildtätigen Gabe. 
Mit der Emanzipation aus dem Getto im 19. Jahrhundert erweiterte sich diese Mildtä-
tigkeit auf ein breites Spektrum nichtjüdischer Wohlfahrtseinrichtungen, wobei die 
amerikanischen Juden bis heute einen weitaus höheren Beitrag zu den philanthropi-
schen Aktivitäten leisten, als es ihrem Bevölkerungsanteil entspricht.  

Außerdem sind im jüdischen Denken Einfühlung und Mitgefühl - mit Verfolgten, mit 
dem Anderen, mit Einwanderern - durch den ausgeprägten Antisemitismus seit der 
Spätantike tief verwurzelt,. Daher haben amerikanische Juden nicht nur Sympathie 
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für eine staatliche Unterstützung der Armen, sondern sie legen auch gegenüber Ab-
treibung und Homosexualität eine liberalere Haltung an den Tag als die Angehörigen 
der meisten anderen religiös gebundenen Gruppen.  

Weil die Einwanderung der Juden in die Vereinigten Staaten ihren Höhepunkt um die 
Wende zum 20. Jahrhundert erreichte, sind die meisten Juden heute in der dritten 
oder vierten Generation Amerikaner. Sie hatten also genug Zeit, um die vorherr-
schende Ansicht zugunsten eines "schwachen Staates" zu übernehmen. Doch die 
religiöse Überformung der politischen Einstellungen reicht hier aus, um die Nähe zu 
den Demokraten zu sichern. Verglichen mit etwa 20 Prozent der Juden wählte 2008 
fast die Hälfte der protestantischen Latinos republikanisch, obwohl sie noch längst 
nicht so lange in den Vereinigten Staaten leben.  

Tatsächlich haben die Demokraten im ganzen Land gleich mit zwei Nachteilen zu 
kämpfen. Die Orientierung am starken Staat ist in Amerika nicht nur die Minderheits-
meinung, die Demokraten gelten zugleich auch als die weniger religiöse Partei - und 
das in einem hochreligiösen Land. Obwohl Barack Obama und Hillary Clinton sich 
2008 im Wahlkampf religiös stärker engagierten als der republikanische Präsident-
schaftskandidat John McCain, hielten nur 28 Prozent der Amerikaner Obama für den 
religiöseren Kandidaten. Und obwohl die Erfahrung als Einwanderer und die religiöse 
Überformung der politischen Ansichten im Sinne einer Hilfe für die Armen viele Wäh-
ler veranlassen, sich den Demokraten zuzuwenden, leidet die Partei unter ihrem sä-
kularen Image und dem religiösen Image der Republikaner.  

Manchmal wird den Amerikanern vorgeworfen, sie stimmten gegen ihre persönlichen 
wirtschaftlichen Interessen, wenn sie Kandidaten der Republikanischen Partei wähl-
ten. Die oben beschriebenen Verhaltensmuster legen den Gedanken nahe, dass vie-
le auch ihre religiösen Interessen nicht richtig verstünden, weil sie trotz der Überzeu-
gung, dass den Armen geholfen werden müsse, republikanisch wählten. Man darf 
aber nicht übersehen, dass Eigenverantwortung und ein schwacher Staat das ameri-
kanische Credo schlechthin darstellen. Deshalb fühlen sich Millionen von Einwande-
rern zu dem Land hingezogen. Erfolgreich sind sie nach diesem Verständnis dann, 
wenn sie hart gearbeitet haben und so weit aufgestiegen sind, dass dieses Credo als 
richtig empfunden wird. Dann erst haben sie den amerikanischen Traum verwirklicht. 
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